
Politik

Die GLP-Fraktion darf nicht  
weiter nach links abschweifen

Man kann sich fragen, zu welchen Änderungen 
diese Neuverteilung der Karten im neu gewählten 
Gemeinderat der Stadt Zürich führt. Bedeutet eine 
bessere Repräsentativität auch eine bessere Vertre-
tung der Interessen der Menschen – oder stehen 
auch Werte der eignen Fraktionen zur Disposition? 
Die Parlamentarierinnen und Parlamentarier im 
Gemeinderat von Zürich sind zwar im Durchschnitt 
etwas jünger und weiblicher geworden. Doch 
reicht dies aus, um sich kommunalpolitisch The-
men anzunehmen und durchzusetzen? Der Hand-
lungsspielraum ist begrenzt. Die Behandlung von 
politischen Themen hängt aber nicht nur vom Alter 
oder vom Geschlecht ab. Die politische Agenda ist 
auch abhängig von persönlichen Interessen, wel-
che die Themen festlegen. Diese wiederum hängen 
vor allem mit der Partei zugehörigkeit oder der 
Sensibilität einer Parlamentarierin respektive eines 
Parlamentariers zusammen. Dies allein nützt uns 
jedoch nichts, wenn wir als Grünliberale die Fi-
nanz- und Wirtschaftspolitik nicht wieder in den 
Fokus unserer Politik nehmen. Denn wie sollen die 
teilweise berechtigten Forderungen finanziert 
werden, wenn wir nicht mit Bedacht mit den vor-
handenen finanziellen Mitteln umgehen? 
Als Neo-alt-Gemeinderat fordere ich gerade meine 
eigene Fraktion auf, die Grünliberalen, diese beson-
dere Verantwortung wahrzunehmen. Wirtschafts- 
und finanzpolitische Themen müssen wieder zu 
einem Kernanliegen der GLP-Politik werden, und 
dies nicht nur während der Budgetphase, sondern 
auch bei den Vorlagen des Stadtrates und den par-
lamentarischen Vorstössen.  
Mein Appell geht heute direkt an die eigene Frak-
tion. Leider verlassen wir Grünliberalen je länger, je 
mehr den Kern der grünliberalen Wirtschafts- und 
Finanzpolitik, nämlich die gleichwertige Gewich-
tung von Ökonomie und Ökologie; dies gehört zur 
DNA der GLP, und gerade die Kombination dieser 
beiden Elemente garantiert einen einzigartigen 
Handlungsspielraum, der Bevölkerung und ande-

ren Parteien ein zukunftsorientiertes Angebot zu 
machen. Wird das unternehmerfreundliche Ele-
ment vernachlässigt, macht sich die GLP in Zukunft 
überflüssig. Die GLP-Fraktion darf in Finanz- und 
Wirtschaftsfragen nicht weiter nach links ab-
schweifen und so zur vierten linken Partei im Ge-
meinderat werden. Es gilt, zu hoffen, dass die neue 
Fraktion sich konsequent für eine gesellschafts- 
und wirtschaftsliberale Politik einsetzt und den 
Spagat zwischen wirtschaftlicher und sozialer 
Nachhaltigkeit schafft sowie ein starkes Umwelt-
bewusstsein in Einklang mit der Zürcher Politik 
bringt – so wie dies die Gründermütter und -väter 
der Partei 2005 beabsichtigt haben.
 Markus Baumann

Kommunaler  
«Braindrain»

Nach vier Jahren im Gemeinderat ist es Zeit, Bilanz 
zu ziehen. Eine Legislatur im kommunalen Parla-
ment ist herausfordernd, lehrreich und auf jeden 
Fall intensiv. Einiges gelingt, anderes nicht. In mei-
nem ganz persönlichen Rückblick blieb ein wichti-
ger Punkt auf der Strecke: Wir haben es verpasst, 
den Ablauf des Ratsbetriebs den gesellschaftlichen 
Anforderungen anzupassen. Dabei hatten wir die 
Gelegenheit dazu, wurde in der vergangenen Legis-
latur doch die Gemeindeordnung revidiert. 
Der Gemeinderat hätte es in der Hand gehabt, die 
Ratssitzung auf einen anderen Tag zu legen, ist 
doch der Mittwochnachmittag/-abend gerade für 
Ratsmitglieder, die Eltern sind, höchst ungünstig. 
Die Tatsache, dass man ein Parlament, das nota-
bene einem Budget von mehr als 9 Milliarden vor-
steht, am Feierabend zusammentrommelt, ist 
weder zeitgemäss noch adäquat. Dass sich im Laufe 
der letzten vier Jahre nicht weniger als zwei Drittel 
der gewählten Gemeinderätinnen und -räte aus 
dem Rat verabschiedeten, ist erschreckend. Ein 
grosser Teil der Abgängerinnen und Abgänger war 
zwischen 28 und 40 Jahre alt. Einer der meistge-
nannten Gründe war die Unvereinbarkeit mit Fami-
lie, Beruf und Politik. Damit gehen viel Wissen, 
Erfahrung und Netzwerkarbeit verloren.
Auch die Debatte zu einer Erhöhung der Ratsent-
schädigung fand nicht statt. Bei einer Erhebung in 
unserer Fraktion stellte sich beim zeitlichen Auf-
wand für die Rats- und Kommissionstätigkeit ein 
Pensum von rund 30 Prozent heraus. Auf die geleis-
teten Stunden verteilt, macht das einen «Stunden-
lohn» von 7 Franken! Ratsmitglieder, die behaup-
ten, man könne neben Rat und Familie noch 
100 Prozent arbeiten, müssen über Superpower 
verfügen! Dabei sind wir schon beim zweiten Prob-
lem: Wer kann es sich leisten, sein Pensum für die 
Ratstätigkeit zu reduzieren und dabei auch die 
finanziellen Einbussen – insbesondere den Verlust 
bei der zweiten Säule – zu tragen? Wie demokra-
tisch aufgestellt – vor allem wie repräsentativ – ist 

unser Parlament? Unsere Kolleginnen und Kolle-
gen aus dem Kantonsrat haben die Zeichen der Zeit 
schon länger erkannt: Zum einen wird dort am 
Montagmorgen getagt, und zum andern wurden 
vor kurzem die im Vergleich zum Gemeinderat 
höheren Entschädigungen noch einmal angeho-
ben, sodass nun die ausfallende zweite Säule kom-
pensiert werden kann. Die Diskrepanz zwischen 
den beiden Ratsgremien wird so noch grösser und 
die Attraktivität, sich im Gemeinderat – vor allem 
länger als nur zwei, drei Jahre – zu engagieren, 
sinkt weiter. Die Gemeinderätinnen und -räte ha-
ben es in der Hand, sich in der nächsten Legislatur 
für ein zeit gemässes und repräsentatives Parla-
ment einzusetzen.  Natalie Eberle

AUS DEM GEMEINDERAT 

In der Rubrik «Aus dem Gemeinderat» schreiben Volks-
vertreter regelmässig einen Beitrag. Alle im Stadtparla-
ment vertretenen Parteien bekommen hierzu regelmässig 
Gelegenheit. Die Schreibenden äussern im Beitrag ihre 
persönliche Meinung.
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Gemeinderätin AL, Kreis 3

Jetzt sind Hochhauspläne offiziell bekannt
Der «Tages-Anzeiger» machte den unter Verschluss gehaltenen «Schlussbericht für die neuen Hochhausrichtlinien der Stadt Zürich» publik. Der Inhalt 
sorgte für einigen Wirbel. Jetzt hat die Stadt den Bericht ins Netz gestellt. Es sei eine Diskussionsgrundlage, heisst es. Ein neuer Verein übt schon Kritik. 

Lorenz Steinmann

Es war durchaus ein Knüller, als der «Ta-
ges-Anzeiger» am 1. Februar 2022 aus dem 
bisher geheim gehaltenen «Schlussbe-
richt für die neuen Hochhausrichtlinien 
der Stadt Zürich» zitierte. Für Diskussio-
nen in der Öffentlichkeit sorgte danach  
vor allem die im Bericht erwähnte Mög-
lichkeit, die Zonen für die zwei tieferen 
Hochhauskategorien stark auszudehnen. 
Zu den Gebieten, in denen Häuser bis 
85 Meter erlaubt wären, würden neu Teile 
von Altstetten, Albisrieden, Affoltern und 
Schwamendingen gehören. 85 Meter be-
trägt zum Beispiel die Höhe des ehema-
ligen Hotels International beim Bahnhof 
Oerlikon. Ähnlich wie heute sollen künf-
tig drei Typen von Hochhäusern unter-
schieden werden: «hohes Haus» (bis 
40 Meter), «Hochhaus» (40 bis 85 Meter) 
und «Metro Hochhaus» (85 bis 250 Meter). 
250 Meter, das ist die doppelte Höhe des 
Prime Towers, mit 126 Metern heute das 
höchste Gebäude Zürichs. Die beiden ge-
planten Hochhäuser auf dem Hardturm-
areal würden übrigens 137 Meter hoch. 

«Aktualisierung der Richtlinien»
Nun ist der Bericht im Internet aufge-
schaltet, wie das Amt für Städtebau (AfS) 
bestätigt. Es hält den Ball auf Anfrage be-
wusst flach: «Nach 20-jähriger Anwen-
dungspraxis sollen die Zürcher Hoch-
hausrichtlinien von 2001 aktualisiert wer-
den – ein nach diesem Zeitraum üblicher 
Prozess.» So seien die Hochhausricht-
linien auf andere Planungsinstrumente 
wie zum Beispiel den im November 2021 
vom Stimmvolk angenommenen kom-
munalen Richtplan Siedlung, Landschaft, 
öffentliche Anlagen und Bauten abge-
stimmt worden. Die Hochhausrichtlinien 
müssten auch vor dem Hintergrund 
drängender Herausforderungen in den 
Bereichen Ökologie, Frei- und öffentli-

cher Raum und Gesellschaft aktualisiert 
werden, so eine Sprecherin. Doch nun soll 
es schnell gehen. Schon im Herbst sollen 
die definitiven Richtlinien vorliegen. 

Als Grundlage für diese Aktualisierung 
hat das AfS eine Testplanung durchge-
führt. Dieses Verfahren wurde laut der 
Stadt ganz bewusst gewählt. Denn das 
Wesen einer Testplanung liege in der Un-
tersuchung und im Vergleich von mög-
lichst unterschiedlichen Lösungsansät-
zen und -strategien. Dies, im Unterschied 
zum Wettbewerb, bei dem am Ende ein 
Siegerprojekt erkoren werde. «Die Resul-
tate der Testplanung und die Empfehlun-
gen des begleitenden Expertengremiums 
bilden eine Grundlage für die Aktualisie-
rung der Hochhausrichtlinien», ist die 
Stadt überzeugt. Die Testplanung und der 
bisher vertrauliche Schlussbericht stellen 
also noch nicht die eigentlichen Richt-

linien dar. Aber: Die endgültigen Hoch-
hausrichtlinien, die im Wesentlichen aus 
einem Plan mit den Hochhausgebieten 
und Maximalhöhen sowie einem Katalog 
von Leistungsanforderungen an neue 
Hochhäuser bestehen, erarbeiten derzeit 
Fachleute aus dem Amt für Städtebau im 
Austausch mit Fachleuten und weiteren 
städtischen Dienstabteilungen. 

Und die Metro-Hochhaushöhe von bis 
zu 250 Metern? Die mehrfach genannte 
Maximalhöhe von 250 Metern sei ledig-
lich ein Vorschlag eines Teams der Test-
planung, «wobei dazu gesagt werden 
muss, dass die jetzt gültigen Richtlinien 
keine Maximalhöhen festlegen und des-
halb diese Höhe mit einem Gestaltungs-
plan bereits heute grundsätzlich möglich 
wäre», so das AfS. Ausnahmen seien nach 
wie vor sensible Lagen wie beispielsweise 
das Seeufer oder die Hangkanten. Laut 

eigenen Angaben hat die Stadt – freilich 
ohne Einbezug der Öffentlichkeit und der 
Medien – einen Dialogprozess gestartet. 
Das Ziel: «Die Debatte erweitern und wei-
tere Stakeholder ins Boot holen».  Einbe-
zogen wurden demnach Fachverbände 
und alle Parteien. «Die weiteren geplan-
ten, teilweise öffentlichen Anlässe werden 
nun dieses Jahr durchgeführt. Mitsprache 
ist auch während der öffentlichen Auflage 
zur BZO-Revision der Hochhausgebiete  
im Herbst 2022 möglich», heisst es von der 
Stadt. Auch der Gemeinderat kann mit-
reden. 

«Werbung für Wolkenkratzer»
Schon heute massive Kritik an der geplan-
ten Richtlinie übt der Verein «Pro lebens-
wertes Zürich – Limmatraum». Präsident 
Martin Schlup: «Der ‹Schlussbericht Ak-
tualisierung der Hochhausrichtlinien› 

kommt als Werbeprospekt für den Wol-
kenkratzerbau daher. Es fehlen unter an-
derem zentrale Überlegungen zur Alter-
native ‹horizontale› gegen ‹vertikale› Ver-
dichtung». Die ganze Stossrichtung des 
Hochbaudepartements widerspreche 
ausserdem diametral den «löblichen» 
und immer wieder zitierten Zielen der 
Stadt Zürich: 2000-Watt-Gesellschaft, Kli-
maverträglichkeit und Bau von preis-
günstigen Wohnungen, um nur diese  
zu nennen. 

Der Öffentlichkeit vorenthalten?
«Gemäss dem Stadtrat handelt es sich 
beim Schlussbericht nur um eine Grund-
lage für weitere Planungsschritte. Angeb-
lich zeigt er nicht das Endresultat an», 
schreibt der Verein. Die Vorgehensweise 
des Hochbaudepartements der Stadt Zü-
rich unter der Führung von Stadtrat 
Odermatt habe seit längerer Zeit System. 
Es würden «Zukunftspläne» und Strate-
gien im Hintergrund durch Gremien ent-
worfen, welche der Öffentlichkeit vorent-
halten würden. «Danach folgen pfannen-
fertige Projekte, zu denen, nachdem alles 
schon feststeht, alibimässig ‹Mitsprache-
anlässe› für nebensächliche Detail aspekte 
organisiert werden», findet Martin Schlup. 
Er vertritt den Verein Pro Limmatraum, 
welcher laut eigenen Angaben die betrof-
fene Bewohnerschaft, insbesondere des 
Limmatraums (Zürich West, Stadtkreise 5, 
6, 9, 10), Zürich Nord und des Hochschul-
gebiets vertritt. Der Verein ist zudem Mit-
glied der «Allianz für lebenswerte Stadt-
entwicklung». Dort dabei sind etwa die  
IG Am Wasser, die IG Grubenacker, die  
IG Pro Rütihof und der Verein Zukunft 
Hochschulquartier Zürich. 

Eine Hochhaus-Collage beim Escher-Wyss-Platz aus dem nun öffentlichen Bericht. Der Kontext zum Bild: «Hochhäuser werden nicht als objekthafte 
Einzelgebäude, sondern stets als Teil einer übergeordneten, städtebaulichen Entwicklungsstruktur gedacht.» BILD ZVG / HHRZ STADT ZÜRICH

Projektwebsite der Stadt Zürich  
mit dem 180-seitigen Bericht:  
stadt-zuerich.ch/hochhaus
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